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Verkündet am 3„ Februar i960 
Hirth, Justizangestellter als 
Urkundsbeamter der Geschäfts­

stelle

2164 037

I m

der Frau Anne K 
Straße 0

N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

Klägerin, Berufungsklägerin und 
Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr«.

gegen

die Diplomkaufmannsehefrau Helga W
Straße 0

Beklagte, Berufungsbeklagte und 
Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt D r * 4 H ^ ~

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 3p Februar 196c unter Kitwirkung der 
Bundesrichter Dr« Augustin, Schuster, Dr« Rothe, Dr« Freitag 
und Dr«. Mattern für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird unter Zurück­
weisung des Rechtsmittels im übrigen das Urteil des 
60 Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Hamm (Westf, ) 
vom 30o Oktober 195R zu Nr, 1 und 2 der Klage (Heraus­
gabe der Zimmer und Mitbenutzung der Anlagen) und im 
Kostenpunkt aufgehoben*

In diesem Umfang wird die Sache an das Berufungs­
gericht zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung 
zurückverwiesen•

Von den bisherigen Kosten des Verfahrens trägt 
die Klägerin lA-, im übrigen wird die Entscheidung 
über die Kosten dem Berufungsgericht übertragene

Von Rechts wegen



Tfttfcfltfimäi
Dio Klägerin ist die Hutter der Beklagten- Durch nota­

riellen Vertrag vom 3* Mai 1952 Ubertrug sie der Beklagten 
im Wege der Verfrühten Erbfolge den Grundbesitz

Straße#, bestehend aus einem Hausgrundstuck 
nebst Hausgarten und Anteil an dem Osterbach. Hach § 6 des 
Vertrages wurde der Übergeberin fUr ihre Lebenszeit ein un­
entgeltliches Wohnrecht an der gesamten ersten Etage des über­
gebenen Hauses eingeräumt; auch sollte sie berechtigt sein, 
die zum Wohnrecht gehörenden Räume, falls sie sie nicht selbst 
nutzen wollte, zu Vermieten.

Absatz 2 dieser Vertragsbestimmung hat folgenden Wortlaut:
,fDas Wohnrecht umfaßt die Mitbenutzung der zum gemein­
schaftlichen Gebrauch der Bewohner des Hauses 
Straße #  bestimmten Anlagen und Einrichtungen. Ferner 
erhält die Berechtigte zu ihrer ausschließlichen Nut­
zung zwei Kellbrräume und zwar ..... Frau ist
ferner berechtigt, den halben Hausgarten unozwar die 
nach Osten hin gelegene Hälfte ausschließlich zu nut- 
zeno'*

Dieses Wohnrecht wurde unter dem 27. August 1952 im Grunde 
buch eingetragen.

Der Klägerin stehen von der ersten Etage nur zwei Räume 
zur Verfügung. Sie hat nunmehr beantragt, die Beklagte zu ver­
urteilen,

1. an sie die erste Etage des Hauses B
Straße #  mit Ausnahme zwe 

innegehaltener Zimmer herauszugeben;
2. Ihr die Mitbenutzung der zum gemeinschaftlichen 

Gebrauch bestimmten Anlagen und Einrichtungen des 
Hauses einzuräumen;

3« an sie die östliche Hälfte der Grundstücksparzelle 
599/13 herauszugeben.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.
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Sie hat geltend gemacht, es sei zwischen den Parteien 
vereinbart worden, daß die Klägerin ihr die übrigen Räume 
der ersten Etage gegen ein monatliches Entgelt von 150 DK 
zusätzlich weiterer 150 DM für die Überlassung von Mobiliar 
zur Ausübung ihres Pensionsbetriebes überlasse* Der von der 
Klägerin herausverlängte Teil der Parzelle 599/13 stehe ihr 
nicht zu, da es sich hierbei um den Hof raum mit Garage und 
Zufahrtsweg handle, die Klägerin aber nur Anspruch auf Nut­
zung eines Teils des Hausgartens habe*

Diesem Vorbringen gegenüber hat die Klägerin ihre Klage- 
ansprüche hilfsweise noch darauf gestutzt, daß sie die in dem 
Ubergabevertrag liegende Schenkung wegen groben Undanks wider­
rufe, da die Beklagte einmal während der Weihnachtszeit die 
Zentralheizung nicht betrieben habe, so daß die Klägerin habe 
frieren müssen» Die Beklagte hat bestritten, sich eines sol­
chen Undanks schuldig gemacht zu haben, und ferner geltend ge­
macht, es habe sich nicht um eine Schenkung gehandelt, da sie 
ganz erhebliche Gegenleistungen übernommen habe. Hilfsweise 
hat sie wegen dieser Gegenleistungen und der Ansprüche, die 
ihr daraus zuständen, daß die Klägerin noch nach der Übereig­
nung ihr - der Beklagten - zustehende Geldbeträge eingezogen 
habe, ein Zurückbehaltungsrecht geltend gemacht.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Gegen dieses 
Urteil hat die Klägerin Berufung eingelegt»

Sie hat ausgeführt, die Pension sei von ihr und der Be­
klagten gemeinsam betrieben worden« Dieses GesellschaftsVer­
hältnis habe sieV die'Klägerin, gekündigt. Zumindest habe aber 
ein MietVerhältnis Vorgelegen, das sie wirksam gekündigt habe.

Die Berufung blieb ohne Erfolg.
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Mit der Revision verfolgt die Klägerin ihre bisherigen 
Anträge weitero Die Beklagte bittet um Zurückweisung des Rechts­
mittels»

Entscheidungsgründe;

I»

Das Berufungsgericht hält es auf Grund der Beweisaufnah­
me für erwiesen, daß die Parteien in der zweiten Hälfte des 
Jahres 195^ eine Vereinbarung getroffen haben, nach!*der;*:dle 
Klägerin der Beklagten gegen monatliche Zahlungen und andere 
Gegenleistungen die erste Etage des Hauses mit Ausnahme von 
zwei Zimmern zur Führung eines Pensionsbetriebes Überlassen 
habe« Es habe sich nach der Aussage des Zeugen Mönkemö11er und 
den Umständen um eine Vereinbarung auf lange Sicht gehandelt» 
Die Beklagte sei am 1* Mai 195^ wegen des Pensionsbetriebes, 
der also ihre Existenzgrundlage darstellen sollte, nach Bgp 

zurückgekehrt und habe erhebliche Schulden in Höhe 
von 17 000 DM übernommen» Wenn eich dann herausgestellt habe, 
daß die Parteien nicht harmonisch Zusammenarbeiten konnten,
so habe es sich für die Beklagte nur darum handeln können, 
eine auf lange Dauer berechnete Regelung herbeizuführen» Das 
sei der Klägerin auch bekannt gewesen» Die Klägerin müsse sich 
daher, möglicherweise sogar auf imbegrenzte Zeit, jedenfalls 
aber noch auf mehrere Jahre an der Vereinbarung festhalten 
lassen, da die - zur Zeit der Entscheidung des Berufungsge­
richts vergangenen - vier Jahre nicht ausreichten» Eine Ände­
rung des Inhalts des dinglichen Wohnrechts sei nicht gegeben»

Da die Überlassung der Räume ctfrch die Klägerin an die 
Beklagte im Zusammenhang mit einer Gesamtregelung, die das 
weitere Schicksal des Pensionsbetriebes betroffen habe, vorge-
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nommen worden sei, handele es sich um keinen Mietvertrag 
mit einer Laufzeit von mehr als einem Jahr, der mangels 
schriftlicher Form auf unbestimmte Zeit geschlossen wäre 
und mit gesetzlicher Frist hätte gekündigt werden können 
(§ 566 BGB),

H o

1, Die Ausführungen des Berufungsgerichts darüber, 
daß keine dingliche Rechtsänderung von den Parteien ge­
wollt gewesen sei, lassen keinen Rechtsirrtum erkennen.
Auch wenn der Berufungsrichter von einer Beschränkung der 
Ausübung des Wohnrechts spricht, ist dies kein Gegensatz zu 
seiner Auffassung über die schuldrechtliche Natur der Ver­
einbarung der Parteien, da diese Vereinbarung der Kläge­
rin ein unmittelbares Bewohnen der Räume nicht mehr mög­
lich machte,

2» Mit Recht wendet sich die Revision jedoch gegen die 
Annahme des Berufungsgerichts, der von ihm festgestellte 
Vertrag sei kein Mietvertrag, Bis zu der Vereinbarung vom 
Jahre 195** mögen die Beziehungen zwischen den Parteien 
einen anderen rechtlichen Charakter gehabt haben, etwa Ge­
sellschaft, aber von der Vereinbarung an war der Kern ihrer 
rechtlichen Beziehungen die Überlassung der in Frage stehen­
den Räume gegen Entgelt, Damit sind die Erfordernisse des 
Mietvertrages erfüllt,und die Vereinbarung verliert die 
Eigenschaft eines solchen auch dadurch nicht, daß sie mög­
licherweise der Abwicklung eines vorher zwischen den Par­
teien bestehenden Gesellschaftsverhältnisses diente. Gegen 
die Rechtswirksamkeit eines Vertrages, durch den der Eigen­
tümer selbst seine Sache von einem Nutzungsberechtigten



mietet, bestehen keine Bedenken (RG JW 1906, *+36~̂ ; V/arn- 
Hspr 1913 Nr« 315)« Die von der Beklagten vertretene An­
sicht, es handle sich nur um einen vorübergehenden Ver­
zicht der Klägerin auf einen Teil ihrer Befugnisse aus ih­
rem Wohnrecht, ist nach der vom Berufungsgericht für glaub­
haft erachteten Aussage des Zeugen abzulehnen,
zumal da auch ein Teil des Inventars gegen Hhtgelt zur 
Benutzung überlassen wurde, was rechtlich überhaupt nur 
als Miete gekennzeichnet werden kann« Der Mietvertrag war 
nach den Feststellungen des Berufungsrichters für mehr als 
ein Jahr geschlossen, er hätte daher nach § 566 BGB der 
Schriftform bedurft, mangels ihrer galt er nur auf unbe­
stimmte Zeit geschlossen« Daß die gesetzliche Kündigungs­
frist nach § 565 BGB in Verbindung mit dem Gesetz über die 
Lockerung der Kündigungstermine bei Mietverhältnissen über 
Wohnraum vom 2k* März 1938 (RGBl I 306) längst abgelaufen 
ist, bedarf keiner weiteren Erörterung« Die Kündigung lag 
spätestens in der Klage»

3« Zu erwägen ist noch, ob der Kündigung unter dem 
Gesichtspunkt des § 2b2 BGB (Verstoß gegen Treu und Glauben) 
oder des § 138 BGB (Sittenwidrigkeit) oder des § 226 BGB 
(RechtsausÜbung nur mit dem Zweck der Schadenszufügung) die 
Wirksamkeit zu versagen ist« Der Berufungsrichter hat, von 
seinem Standpunkt zu Recht, diese Fragen nicht behandelt«
Die Sache bedarf nach dieser Richtung noch der Erörterung 
in der Tatsacheninstanz« Die Beklagte hat behauptet, die 
Klägerin habe sie veranlaßt, ihren gut bezahlten Beruf als 
Chefsekretärin aufzugeben und statt dessen den Pensionsbe­
trieb als Existenz zu schaffen, dieser Betrieb sei nur mit 
dem ersten Stock lohnend, sodaß ihr durch die Kündigung die 
Lebensgrundlage entzogen werde. Sie wirtschaftlich zu ver­
nichten, sei gerade die Absicht der Klägerin. Diese Behaup­
tungen wären an sich geeignet, auch unter Berücksichtigung 
der strengen Grundsätze, die der Senat für die volle Wirk-
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samkeit eines nicht in rechter Form geschlossenen Vertra­
ges aufgestellt hat (Urteil vom 25- September 1957- - V 2H 
188/55 - LM BGB § 313 Nr» 13) eine Bindung der Klägerin auf 
die vom Berufungsgericht angenommene Zeit zu rechtfertigen, 
und die Kündigung in der ausgesprochenen Absicht der Ver­
nichtung der Existenz und mit dieser Wirkung wäre als sitten­
widrig zu bezeichnen«, Die Klägerin ist jedoch diesen Behaup­
tungen entgegengetreten, insbesondere hat sie auch bestrit­
ten, die Beklagte zur Aufgabe ihres Berufes veranlaßt zu ha­
ben« Es bedarf daher tatrichterlicher Feststellung, inwie­
weit der behauptete Sachverhalt gegeben ist» Dabei wird auch 
zu erörtern sein, ob nicht der unterm 18« März 1957 von der 
Beklagten als Cand« rer« pol« bezeichnete Ehemann nun in 
der Lage ist, die Existenz seiner Familie zu gewährleisten« 
Das Berufungsurteil war demnach hinsichtlich des Klagean­
trags zu 1 aufzuheben und die Sache zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzuver- 
weisen«

III.

Die Revision beanstandet zu Unrecht die Auslegung des 
Berufungsrichters zu Klageantrag 2, dieser beziehe sich nur 
auf die Mitbenutzung für die strittigen Räume, nicht aber 
auch auf die Mitbenutzung für die zwei stets im Besitz der 
Klägerin verbliebenen 2immer« Diese Beurteilung entspricht, 
der Darlegung der Klägerin im Schriftsatz vom 23- Juni 1958 
So 3> daß der Klageantrag zu 2 im wesentlichen von dem Erfolg 
des Klageantrags zu 1 abhänge« Da jedoch über den Klagean­
trag zu 1 vom Tatrichter erneut entschieden werden muß, war 
das Berufungsurteil auch in diesem Punkt aufzuheben und die 
Sache zurückzuverweisen«
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IV.

Zum Klageantrag 3 führt das Berufungsgericht aus, die 
Klägerin habe nach dem Vertrage das Hecht zur Nutzung der 
östlichen Hälfte des Hausgartens. Der Garten beginne hinter 
dem Haus, er bilde die Parzelle 7&2/13. Die östliche Hälfte 
der Parzelle 599/13 enthalte neben einigen Spalierobstbäu­
men den einzigen Zufahrtsweg des Grundstücks und die Garage*
Es sei daher unwahrscheinlich, daß auch dieser Teil des 
Grundstücks mit seinen für die Führung des Pensionsbetriebs 
unentbehrlichen Einrichtungen von dem Begriff des Hausgar­
tens habe erfaßt sein sollen« Die Klägerin müsse dafür den 
Beweis erbringen, die Aussage des Zeugen Notar spreche
aber eher gegen sie«

Cb es sich hier überhaupt noch um Tatsachenfeststellun­
gen handelte (LM BGB § 133 Fa Nr« 1) oder nicht vielmehr 
um eine dem Beweis nicht zugängliche Auslegung, kann dahinge­
stellt bleiben« Die Revision rügt, was nur für den ersten Fall 
in Betracht kommt, daß das Berufungsgericht die Möglichkeit 
der ParteiVernehmung nach § ¥f8 ZPO übersehen habe« Regelmäßig 
ist jedoch nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 
(LM ZPO § Nr. 2) davon auszugehen, daß das Gericht den 
§ ¥+8 ZPO kennt und sein Ermessen in dieser Richtung hat 
walten lassen. Die Kürze des Berufungsverfahrens im vorlie­
genden Fall, auf die die Revision hinweist, reicht nicht aus, 
um ein Übersehen des § ¥+8 ZPO durch das Berufungsgericht zum 
Nachteil der Klägerin darzutun, um so weniger, als das Beru­
fungsgericht starke Anhaltspunkte gegen den von der Klägerin 
verfochtenen Sinn der Vertragsbestimmung über die Benutzung 
des halben Hausgartens anführt.

Die Revision zum Klagantrag Nr. 3 ist daher unbegründet 
und war zurückzuweisen.
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V o

Soweit in der Sache endgültig entschieden wurde, waren 
die Kosten der Klägerin aufzuerlegen, im übrigen aber die 
Entscheidung über die Kosten dem Berufungsgericht vorzube- 
halten0

Dr» Augustin Schuster Rothe
Dr» Freitag Dr* Rattern
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